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Ar. 215. 


Amtliches. 
Berlin, 24. März. Der König hat den Polizei⸗Präſidenten von 
Madai zu Berlin den Charakter als Wirklicher Geheimer Ober⸗Regie⸗ 
rungs⸗Rath mit dem Range eines Rathes erſter Klaſſe, den Mitglie⸗ 
dern des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths, Ober⸗Konſiſtorialrath Dr. 
Freiherr von der Goltz und Ober⸗Konſiſtorialrath Schmidt den Rang 
der Räthe zweiter Klaſſe, und dem Kreisgerichts⸗Direktor z. D. Pazſchle 
aus Sprottau bei ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand den Charakter 
als Geheimer Juſtizrath verliehen; ſowie den bisherigen ordentlichen 
Profeſſor an der Univerſität zu Gießen Dr. Franz Eduard von Liszt 
zum ordentlichen Profeſſor in der juriſtiſchen Fakultät der Univerſität 
u Marburg ernannt; ferner dem praktiſchen Arzt Dr. med. Alexander 
arl Hahlweg in Görlitz den Charakter als Sanitätsrath, und den 
Goldſchmieden und Juwelieren Heinrich Oskar Leonhardt und Michael 
Viegel zu Berlin das Prädikat als königliche Hoffuweliere verliehen. 
Die Wahl des ordentlichen Gymnaſtallehrers Karl Haupt zum 
Oberlehrer am Gymnaſium in Wittenberg iſt genehmigt worden. 
Dem Notar Jüdell in Celle iſt die Verlegung ſeines Wohnſitzes 
von Celle nach Hannover geſtattet worden. 


8 Bom Pandtage. 


Abgeordnetenhaus. 


41. Sitzung. 
m Berlin, 24. März. 10 Uhr. Am Miniſtertiſche Bitter und Kom⸗ 
miſſaxien. 

Das Haus ſetzt die geſtern abgebrochene Debatte über die den 
Steuererlaß enthaltenden Titel des Etats der direkten 
Steuern fort. Die Regierung beantragt, für die 6 unterſten Stufen 
der Klaſſenſteuer 2 Monaksraten, für die 6 oberen Stufen der Klaſſen⸗ 
und die 5 unterſten der Einkommenſteuer eine Monatsrate außer dem 
N im vorigen Jahre bewilligten Erlaß von 3 Monatsraten zu 
erlaſſen. . 

Von den Konſervativen (v. Hammerſtein und Gen.) liegt ein 
Antrag vor, den Steuererlaß nicht auf alle Stufen auszudehnen, ſon⸗ 
dern nur die unterſte Klaſſenſteuerſtufe ganz zu beſeitigen. + 

„Die Budgetkommiſſion beantragt ferner folgende Rejolution: 
„Die Staatsregierung aufzufordern, im Sinne einer organischen 
Steuerreform in der nächſten Seſſion dem Landtage eine Geſetzesvor⸗ 
lage zu machen, durch welche nach Maßgabe der Mehrbelaſtung der 
einzelnen Steuerſtufen durch die indirekten Steuern eine anderweite 
Vertheilung der direkten Steuern herbeigeführt wird.“ . 

Abg. Rickert: Der Beſchluß der Budgetkomiſſton war für mich 
und gewiß für viele andere eine Ueberraſchung; mehr vielleicht noch 
als die an donſelben Tage erfolgte Ablehnung des Tabaksmonopols 
durch den Vo Zwirthſchaftsrath. Aber ich glaube, der Beſchluß hatte 
wohl zunächſt nur eine theoretiſche Bedeutung und wird dem Finanz⸗ 
miniſter ſchwerlich gefährlich werden. Wahrſcheinlich findet ſich doch 
ſchließlich eine, wenn auch nicht große Majorität für den Steuererlaß. 
Weshalb find die Konſervativen erſt jo ſpät zu der Erkenntniß gekom⸗ 
men, daß der Steuererlaß der Regierung nicht der richtige iſt? Sie 
haben ihre Motive wahrſcheinlich erſt aus dem in dieſen Tagen von 
er Regierung eingebrachten neuen Verwendungsgeſetz entnommen; ſie 

id demſelben überaus ähnlich. Herr von Rauchhaupt iſt gegen den 

atweiligen Steuererlaß, weil er einen agitatoriſchen Charakter hat. 

die Politik der unerfüllbaren Verſprechungen verwahrt ſich gegen einen 

gitatoriſchen Charakter! Das iſt doch etwas ſtark. Wer hat vor den 
ietzten Reichstagswahlen das Patrimonium der Enterbten, die Alters⸗ 
verſorgungskaſſen u. ſ. w. auf die Tagesordnung gebracht! Freilich 
letzt wird den Herlen ſchon bange davor. Hat doch geſtern ſchon 
die freikonſervative „Poſt“ die Hände zum Reichskanzler ausge⸗ 
ſtreckt und gerufen: Halt ein mit dem Monopol, es wird ſonſt 

efährlich bei den nächſten Landtagswahlen! (Sehr richtig! links.) 

ger Reichskanzler ut in dieſer Beziehung offener. In den Briefen, 
die er jetzt vielfach an Vereine und Privatperſonen ſchreiht, hat er 
direkt auf die Nothwendigkeit einer beſſeren konſervativen Wahlagita⸗ 
tion hingewieſen. (Sehr richtig!) Weshalb war alſo Herr v. Rauch⸗ 
haupt ſo ſchüchtern? Wenn er in dieſer Beziehung etwas thun wollte, 
dann müßte er jeden Steuererlaß ablehnen, wie die Nationalliberalen 
und Freikonſervativen. Was den Antrag Hammerſtein betrifft, jo 
könnte ich auf denſelben vielleicht eingehen, wenn ſich herausſtellt, daß 
die Veranlagung und Erhebung der unterſten Stufe unverhältniß⸗ 
mäßig viel Schwierigkeiten und Koſten macht. Weshalb haben Sie 
aber dieſe Frage nicht ſchon im vorigen Jahre gegenüber dem Antrag 
Richter aufgenommen? Ich will aber auch die Reform vom Finanz⸗ 
miniſter. Für ihn mag es bequem und angenehm ſein, wenn 
Sie ihm jetzt dieſen Freundſchaftsdienſt leiſter; er muß aber doch 
endlich ſein hartnäckiges Schweigen über Das brechen, was er 
eigentlich mit den direkten Steuern überhaupt will? Wie will er 
die mittleren und höheren Klaſſen⸗ und Einkommenſteuerſtufen be⸗ 
handeln? Die Konſervativen wollten im vorigen Jahre bis zu vier 
Prozent höher hinaufgehen bei den höheren Stufen. Will er das auch 
oder will er das Programm des Reichskanzlers, faſt die ganze Be⸗ 
ſeitigung der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer? Er mag doch endlich 
einmal mit der Sprache herauskommen, jetzt vor den Landtagswahlen? 
Ich fürchte, wir werden es vor den Wahlen nicht erfahren. Die Bilder 
wechſeln. Vor den Reichstagswahlen war nur von den breiten Maſſen, 
ihrer Noth und ihrem Elend und der Fürſorge für ſie die Rede. Jetzt 
treten die Erleichterungen der Kommunen und der Grundbeſitzer mehr 
in den Vordergrund. Iſt das Zufall oder Abſicht? Herr v. Rauch⸗ 
haupt fagt, die unterſte Klaſſenſteuerſtufe müſſe beſeitigt werden, weil 
ſie am härteſten durch die neuen indirekten Steuern betroffen werde. 
Wo waren denn aher die Gefühle ſeiner konſervativen Freunde, 
als dieſelben im Reichstag faſt dreißig Prozent der ärmſten 
Bevölkerung, die gar keine direkten Steuern zahlt und nicht ent⸗ 
laſtet werden kann — 7,800,000 Einwohner — durch die Beſteuerung 
der nochwendigen Lebensmittel hart traſen? Die Zahl der klaſſen⸗ 


* 


Reiches an. 


ſteuerfreien Bevölkerung, die das geringſte Einkommen hat, nimmt 


immer mehr zu, in den letzten Jahren um faſt 400,000. Die zwei 
Mark, um die Sie die unterſte Stufe entlaſten wollen, iſt auch nicht 
im entfernteſten ein Aequivalent für die ſchwere Laſt der neuen 
indirekten Steuern. Sie jagen, bei dem Steuererlaß von 6k Millionen 
für alle Steuerzahler bis zur fünften Stufe wird der Sprung von 
der fünften zur ſechſten Stufe zu groß. Größer wird er um 12 Mark, 
das will nickt viel ſagen. Beſeitigen werden wir dieſen Sprung mit 
der Reform der direkten Steuern, auf die wir ſehnſüchtig warten, 
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Sonnabend, 25. März. 


und die der Finanzminiſter trotz des neuen Raths, den Sie ihm 
bewilligt haben, nicht bringt. Ihnen (rechts) iſt der Steuererlaß 
der Regierung unangenehm, weil Sie ihn für eine Art Quotiſirung 
der Steuern halten, uns iſt er deshalb aber beſonders werth. An 
Steuern ſoll man jährlich nur ſo viel bewilligen und erheben, als zur 
Deckung der nothwendigen Ausgaben durchaus erforderlich iſt. Von 
dieſer Anſchauung aus erkläre ich mich auch, nachdem der 
Finanzminiſter, der verantwortliche Leiter der Finanzpolitik, 
geſagt hat, die Finanzlage ſei eine ausgezeichnet gute und 
er brauche 63 Millionen Steuern weniger als im vorigen 
Jahre, mit dem Steuererlaß einverſtanden. Dabei habe 
ich noch nicht nöthig, die Anſchauung des Finanzminiſters 
über die Finanzlage zu unterſchreiben. Wie will man es rechtfertigen, 
dem Finanzminiſter mehr Steuern aufzuzwingen, als er verlangt? Wenn 
gr Stengel bereit war, im vorigen Jahr, wo wir ein Defizit im 
tat durch eine Anleihe deckten, 14 Millionen zu erlaſſen, wie kann er 
jetzt den Erlaß von 6 Millionen ablehnen? Herrn v. Rauchhaupt 
habe ich nur noch ein Wort über die Deutung unſeres Votums zu ſa⸗ 
en. Es iſt ein ſchwerer Irrthum, zu glauben, daß daſſelbe auf dem 
Wege der Finanz⸗ und Wirthſchaftspolitik des Reichskanzlers liegt. 
Ich bin der Meinung, daß der Steuererlaß ein Hinderniß auf die⸗ 
ſem Wege iſt. Wir können das ruhig abwarten. Helfen wollen wir 
allerdings dazu, die Regierung zur Erfüllung der gemachten Verſpre⸗ 
chungen zu nöthigen. Dieſe 20 Millionen Erlaß ſind nur ein kleines 
Aequivalent für die 50 Millionen neuer indirekten Steuern, die vom 
Reich gekommen ſind. Zu 30 Millionen Erlaß iſt die Regierung auf 
Grund der bis jetzt eingegangenen neuen Reichsſteuern nach den Ver⸗ 
ſprechungen der . vor den Wahlen von 1878 noch 
verpflichtet. (Sehr richtig!) Dieſe ſind Sie den Steuerzahlern noch 
ſchuldig. Freilich im vorigen Jahre erklürte der Finanzminiſter: 
weitere Steuererlaſſe gäbe es aus den 130 Millionen nicht. Und die 14 
Millionen Erlaß wollte er ſogar noch durch eine Reform der direkten 
Steuern wieder einbringen. Iſt das noch die Abſicht des Finanz⸗ 
miniſters? Ich bitte ihn, dieſe Frage zu beantworten. Jedenfalls 
gehen dieſe ſechs Millionen Steuererlaß noch vollſtändig auf Konto 
der bereits bewilligten indirekten Steuern. Ich werde alſo den Steuer⸗ 
Erlaß bewilligen, weil ich der Regierung nicht mehr Steuern auf⸗ 
zwingen will, als ſie ſelbſt zu brauchen erklärt und weil ich ſie an der 
Erfüllung der dem Volk vor den Wahlen feierlich gegebenen Ver⸗ 
ſprechungen nicht hindern will. Das iſt kein Votum auf dem Wege 
der F nanz⸗ und Wirthſchaftspolitik des Reichskanzlers, im Gegentheil, 
wir werden den weiteren Forderungen deſſelben im Reichstag energiſch 
entgegentreten. (Bravo! links. g 
Abg. v. Meyer (Arnswalde): Ich ſtimme gegen alle Erlaſſe, ein⸗ 
malige wie dauernde, alſo gegen die Regierung und gegen meine 
eigene Fraktion in Konſequenz der ähnlichen Abſtimmung, deren ich 
mich bereits im vorigen Jahre ſchuldig machte. Meine Abſtimmung iſt auch 
keine eventuelle, ſondern ich ſtimme definitiv gegen Alles. Die Regie⸗ 
rung will zunächſt 13,665,300 Mark, den dreimonatlichen Steuerbetrag 
der unteren 17 Steuerſtufen nach dem Geſetz vom 10. März 1881 er⸗ 
laſſen. Das iſt leider nicht zu ändern, das Geſetz iſt da. Ferner will 
fie dieſen 17 Stufen einen Monatsbetrag erlaſſen und den 6 andern 
Stufen 2 Monate nach dem Geſetz vom 16. Juli 1880. Der Age: 
ordnete v. Hammerſtein geht mit ſeinem Antrag noch weiter, er verläßt 
das Geſetz von 1880, kehrt ſich an die dort gegebenen Vorſchriften 
gar nicht und will nur die unterſte Stufe mit einem Steuer⸗ 


erlaß von neun Monaten auf die Dauer bedenken. Die 
Regierung mußte ihren Vorſchlag machen — das gebe ich 
zu — ſie war nach dem Geſetz von 1880 dazu verpflichtet. Ob wir 


ihn aber annehmen müſſen, iſt eine andere Frage. Der Zwiſchenſatz, 
„Soweit es die finanziellen Verhältniſſe geſtatten“, macht dies Geſetz, 
um mit dem verſtorbenen v. Gerlach zu ſprechen, zu einem geſetzgeberi⸗ 
ſchen Monolog. Wir ſind gar nicht verpflichtet, die Annahme auszu⸗ 
ſprechen. Alle rechtlichen Erforderniſſe zu einem Erlaß ſind da, aber 
die thatſächlichen fehlen, wir haben kein Geld zu dieſer Ausgabe. 
(Oeiterkeit.) Ein Etatsüberſchuß iſt nicht da, wenigſtens kein ſolider. 

m Jahre 1881 wurde er zwar prophezeit, er iſt aber nicht eingetreten. 
Wenn jetzt auch goe worden tt, ſogar von dem Hrn. Finanzminiſter 
geſagt ſein ſoll, der Zuſtand der preußiſchen Finanzen ſei ein ganz 
ausgezeichneter, ſo bedauere ich, altmodiſch zu ſein. Ich halte ihn gar 
nicht für ausgezeichnet, er iſt höchſtens relativ zufriedenſtellend. In 
anderen Ländern ſind die Zuſtände noch ſchlechter als bei uns, 
aber ſehr glückliche find die unſrigen nicht. Wir geben vor einem 
wahrſcheinlich ſehr großen zukünftigen Defizit, zumal von allen Seiten 
neue Ausgaben und neue Bewilligungen in Ausſicht ſtehen. Ich will 

ar nicht an die Eiſenbahn⸗Milliarden erinnern, wohl aber an die 

rojekte mit der Schulgeldfreiheit, an das Wittwen⸗, an das Penſions⸗ 
geſetz, an die Erhöhung der Beamtengehalte, endlich an die Bauten, 
die von Etat zu Etat alljährlich immer prächtiger werden. Dazu iſt 
bei uns die Neigung, mehr zu bewilligen, als die Regierung fordert, 
trotz Herrn Rickert, in jedem Jahre gewachſen. Im diesjährigen Etat 
iſt u. A. der * Rickert⸗Berger angenommen, den Arbeitsminiſter 
aufzufordern, die Verhältniſſe der Eiſenbahnbeamten neu zu reguliren. 
Eine ſolche Regulirung bringt immer Erhöhungen zu Wege, und es 
handelt ſich um 27,500 Köpfe bei den fieben Eiſenbahn⸗Direktionen, 
etwa um die Ziffer eines Armeekorps, die jetzt ſchon an Gehältern, 
Laach eer Diäten u. ſ. w. 92 Millionen Mark beziehen. Es 
wäre ſehr billig, wenn die Regulirung nur ein Plus von 10 bis 15 
Millionen ergeben ſollte. Herr Rickert ſcheint alſo von feinen eigenen 
Grundſätzen abgewichen zu ſein. Man ſollte alſo die Frage weiterer 
Steuererlaſſe mindeſtens vertagen bis zu der Steuerreform, die 
ſchon immer im Winde iſt, obwohl die Sache noch nicht ſehr 
deutlich zu ſein ſcheint. Bei allen ſchönen Prinzipien 
vergißt man die Schwierigkeit der Ausführung vollſtändig, und 
ich beſorge, es werden unter den Gedanken, die uns darüber 
e find, viel taube Blüthen ſein. (Hört! links.) Herr 
v. Rauchhaupt bezeichnete geſtern den Antrag v. Hammerſtein als einen 
Schritt zur Reform, ich halte ihn eher als einen Schritt zur Auflöſung 
des jetzigen Steuerſyſtems. Ebenſo könnte man auch ſagen, wenn man 
ein Haus onſteckt, das ſei ein Schritt zu ſeinem Ausbau. Das Syſtem 
unſerer jetzigen Steuern hat ſchon verſchiedene Löcher. Schon im 
vorigen Jahre warnte ich davor, den Einkommenſtenertarif zu durch⸗ 
löchern, jetzt ſoll nun nach der Abſicht der Regierung noch ein zweites 
Loch in der Klaſſenſteuerſkala hinzukommen. Die ſchlechteſte Seite 
unſeres Steuerſyſtems iſt die Unbeſtimmtheit der Grenze der Steuer⸗ 
freiheit. Ich Tann Sie nur bitten, ſich dem Antrage der Kommiſſton 
anzuſchließen und auf baldige Vorlegung eines Steuerreformplanes hin⸗ 
zuwirken. (Beifall.) 
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1882. 


Finanzminiſter Bitter: Ich habe in der Budgetkommiſſion die 
Finanzlage des Staates nicht als eine ganz ausgezeichnete, ſondern als 
eine ſehr gute bezeichnet. ( Heiterkeit.) Zum erſten Male ſeit langer 
Zeit haben wir kein Defizit, und wir hätten noch günſtiger abſchließen 
können, müßten wir nicht große produktive Ausgaben für Drainage, 
Meliorationen, Ankauf von Forſtgrundſtücken, Regulirung der Flüſſe de. 
machen. Wir hätten ſie auch durch extraordinäre Anleihen decken können, 
wollten aber den Vorwurf ausſchließen, als arbeiteten wir mit einem 
verdeckten Deſizit. Wenn man mit der Eiſenbahnanleihe von 128 Mill. 
und dergleichen rechnen wollte, ſo hieße dies ein für alle Mal auf 
jede Balance des Etats verzichten. Solche außergewöhnlichen Beträge 
laſſen ſich doch auf eine Reihe von Jahren vertheilen; von einem ver⸗ 
ſchleierten Defizit kann alſo keine Rede ſein. Die Geſtaltung unſerer 
Finanzlage hängt in Zukunft von Faktoren ab, über die wir keine 
Macht haben, von dem Ausfall der Ernten und ſonſtigen elementaren 
Ereigniſſen, von den Erträgen der Domänen und Forſten, den ſchwan⸗ 
kenden Einnahmen aus den Reichsüberſchüſſen u. ſ. w. Wenn ich über 
den Etat des laufenden Jahres auch keine Ziffern zu gr vermag, ſo 
hoffe ich dech, daß der Finalabſchluß eine günſtige Balancirung aufs 
weiſen wird trotz der Mehrausgaben, welche wir an Matrikularbeiträgen 
für die Juſtizverwaltung ꝛc. machen mußten. Zu dem vorliegenden 
Steuererlaß veranlaßt die Regierung nicht allein die günſtige Finanz⸗ 
lage des Staates, ſondern vor Allem das im Verwendungsgeſetz von 
1880 gegebene Verſprechen. Doch erkenne ich an, daß der konſervative 
Vorſchlag ein durchaus korrekter iſt. Sollte er im Hauſe Annahme 
finden, ſo wird er von der Regierung nicht abgelehnt werden (Hört! 
Hört !), wie auch der Antrag Richter im vorigen Jahre von ihr acceptirt 
worden iſt. Sollte der Antrag aber verworfen werden, ſo müßte die 
Regierung auf der Einſtellung des Steuererlaſſes in den Etat beſtehen. 
Dies ſchließt nicht aus, daß wir das Eiſenbahngarantiegeſetz in loyaler 
Weiſe ausführen. Dem Antrag Huene tritt die Regierung nicht ent⸗ 
peoen, weil fie hofft, in abſehbarer Zeit einen Steuerreformplan vor⸗ 
egen zu können. (Lebhafter Beifall rechts.) 3 

Abg. Windthorſt: Die augenblickliche Lage ift jo, daß man 
ein definitives Votum erſt bei der dritten Berathung wird abgeben 
können. Meine Freunde in ihrer großen Majorität werden alſo vor⸗ 
läufig für den Erlaß und den Antrag Huene ſtimmen. Ich finde die 
Finanzlage des Staates nicht ſo ſchlecht, wie man ſie geſchildert hat, 
wenn aber der Finanz miniſter fie für relativ, gut hält, fo muß ich doch 
ſagen, daß die Steuerzahler ſich ſehr ſchlecht befinden. Sie haben neben 
den Staatsſteuern noch die ſehr ſchweren und täglich anſchwellenden 
Kommunalſteuern zu zahlen und ich werde jede Gelegenheit rg 
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durch einen Steuererlaß ihnen eine Erleichterung zu gewähren. Dieſer 


Erlaß würde aber die gute Folge haben, daß wir ein klein w 
als bisher auf Sparſamkeit bedacht ſein wer 
find, deſto mehr wird ausgegeben. Es handelt ſich ei 
Frage: Wollen wir der Regierung ſo viele Millionen, 

ſind, oktroyiren, obwohl ſie vu 

Rickert durchaus zutreffend beantwortet. Von feinem Standpunkte aus 
bewillige ich den Erlaß und unterſuche nicht, ob das rationell iſt oder 
nicht. Vielleicht würde ich, wenn ich Finanzminiſter wäre, den Erlaß 
nicht vorgeſchlagen haben, aber ich kann mich in eine ſolche Lage ja gar 
nicht denken. (Heiterkeit.) Es fragt ſich nun, wann ſoll der Erlaß gegeben 
werden und ſoll er dauernd ſein? Wir ſind mit der Tendenz des Herrn 
v. Rauchhaupt, der unterſten Steuerklaſſe zu helfen, einverſtanden, weil 
nicht zu leugnen iſt, daß die indirekten Steuern nicht zum geringſten 
Theile auf dieſe Klaſſen fallen. Soll aber die nächſtfolgende Stufe 
unberückſichtigt bleiben? Der Regierungsvorſchlag geht bekanntlich 
weiter. Dann iſt es nicht zuläſſig, große Klaſſen der Bevölkerung 
von jeder direkten Beſteuerung abſolut zu befreien. Ich will die 
direkte Steuer minimal halten, aber ſie nicht ganz aufgeben, weil die 
Leute, indem ſie noch ſo wenig zahlen, ein Gefühl der Verantwortlich⸗ 
keit für den Staat und ein Intereſſe für ihn erhalten. Eine voll⸗ 
ſtändige Befreiung müßte naturgemäß eine entſchiedene Rückwirkung 
auf das Wahliyftem haben. (Sehr wahr!) Ich weiß ſehr wohl, daß 
der Antrag Hammerſtein das nicht will, aber das iſt eine Buchſtaben⸗ 
garantie, die Thatſachen werden mächtiger fein als die Paragraphen. 
Wer nicht mitzahlt, wird auch nicht mitwählen. Gerade in dieſen 
Klaſſen liegt ein großes konſervatives Element (Sehr richtig ), ein 
viel fonjervativeres, als in den höheren Klaſſen, und es gilt auch hier: 
„den Armen iſt das Evangelium gepredigt“. Dieſe Erwägung hält 
mich ab, dieſe volle Steuerfreiheit auszuſprechen, einen dauernden 
Erlaß aber kaan ich deshalb nicht bewilligen, weil ich mit Sicherheit 
nicht überſehen kann, ob auch in einem folgenden Jahre die Mittel 
zu dieſem Erlaß und gleichzeitig die Erfüllung des Garantie 
vorhanden ſind. Sie ſind vorhanden, ſo werden wir den Erlaß u 
wiederholen haben, und die Regierung muß doch gewiſſe Ausſcch 
haben, daß ſie auch in künftigen Jahren dazu im Stande ſein wird. 
Denn das darf ſie ſich nicht verhehlen, daß, wenn ſie einmal einen 
Steuererlaß macht und ihn in künftigen Jahren nicht wiederholen kann, 
das im Volke Unzufriedenheit erregen könnte. Außerdem könnten wir 
durch den dauernden Erlaß möglicherweiſe einem verſtändigen Reform⸗ 
projekt im Allgemeinen präjudiziren. Die Nothwendigkeit einer Reform 
der direkten Beſteuerung wird allgemein anerkannt, den Schwankungen 
in der Finanzpolitik muß ein Ende gemacht werden. Damit will ich 
aber nicht ſagen, daß nun die direkten Steuern erhöht, ſondern daß 
ſie in einer richtigeren Weiſe vertheilt werden ſollen. Sollte uns Gott 
das Unglück eines neuen Krieges ſchicken, dann werden wir freilich 
auch das Unmögliche möglich machen, aber in Friedenszeiten die direk⸗ 
ten Steuern zu erhöhen wäre Wahnſinn. (Sehr richtig!) Der Anz 
trag will innerhalb der jegigen Grenzen der Beſteuerung eine vichtigere 
Veranlagung herbeiführen, wie weit dabei auch noch Rücksicht auf eine 
etwaige weitere Entwicklung des indirekten Steuerſyſtems gedacht wer⸗ 
den kann, will ich nicht erörtern, aber ich meine, daß die direkten 


Steuern durch indirekte nicht ganz erſetzt werden können und da 
in der Bemeſſung der Möglichkeit, fader Steuern de We 
weiſe ſein muß. Ich wiederhole zum Schluß: die Staatsfinanzen ſte⸗ 
hen nicht ſo ſchlecht, daß man nicht ohne Gefahr einen Steuererlaß 
machen könnte. Die Steuerzahler dn ſich ſehr ſchlecht und des⸗ 
halb will ich ihnen dieſen Tropfen der Erleichterung gewähren. (Beifall.) 
5 Abe v. Wintzingerode: Wir find gegen den Steuererlaß 
nic weil wir eine Reform auf dieſem Gebiete nicht wünſchen, ſon⸗ 
ern weil wir ſie ß der breiteſten Grundlage wollen. Untere vor⸗ 
Do Haltung in Bezug auf den Erlaß bei der eren Leſung des 
tats war berechtigt, weil wir abwarten wollten, ob das Reſultat 
der Budgetberathung einen Erlaß ermöglichen werde. Aber an den 
Bedürfniſſen konnte nicht nur nichts geftrichen werden, ſondern viele 
mußten noch unbefriedigt bleiben. Daher ſtimmen wir heute gegen 
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den Erlaß. Zweifellos ſteht im Etat ein Betrag aus einer Anleihe, 
welcher einen Theil der laufenden SN zu decken hat. Das iſt 
nicht der Moment zu einem Steuererlaß. In der Finanzgeſetzgebung 
der letzten Jahre herrſcht die größte Verwirrung. Vergleichen Sie 
das Geſetz vom Juli 1880, das vom März 1881, ferner das Geſetz 
bezüglich der finanziellen Garantien bei der Eiſenbahnverſtaatlichung, 
weiter den in Rede ſtehenden Vorſchlag der Regierung und den 
Antrag Hammerſtein — iſt das nicht eine abſolute Verwirrung? 
Wir jollten doch vor Allem darnach ſtreben, unſeren Finanzen eine 
ſolide Grundlage zu ſchaffen. Das führt uns zu dem Bewußtſein 
der Pflicht, nur das zu bewilligen, was nach den gegebenen Ver⸗ 
| hältniſſen möglich ift. Der Abg. Rickert will dem Glaf zu⸗ 
ſtimmen, die Verantwortung für denſelben aber der Regierung 
überlafien. Nun, wenn wir ihn bewilligen. dann können wir doch 
nicht unſere Verantwortung eine Etage weiter ſchieben. Die 
| Regierung hält ſich nach dem Geſetz von 1880 zu dem Vorſchlage des 
Erlaſſes mit Recht für verpflichtet. Aber dürfen wir dieſe Offerte 
gegenwärtig in dem Stadium einer ungeheuern Umwälzung annehmen, 
auf die unſere ganze Steuergeſetzgebung gar nicht berechnet ſein konnte? 
Es iſt daher eine organiſche Reform auf dieſem Gebiete nothwendig, 
wir: müſſen die Sache kunditus angreifen. Auf dieſen Erwägungen 
beruht der Antrag von Huene, ſowie der des Abgeordneten Richter, 
deſſen Tendenz ich, obwohl ich ihm nicht in Allem folgen kann, für 
richtig halte. Wir dürfen uns in keiner Weiſe die Baſis zur orga⸗ 
niſchen Reform der direkten Steuern unter den Füßen wegziehen. 
Glauben Sie etwa, daß Sie die Stufen, die Sie jetzt wollen wegfallen 
laſſen, bei einer organischen Reform nicht brauchen werden? Es iſt 
nicht klar, wohin wir in Bezug auf die Schul⸗ und Armenlaſten 
kommen, wenn wir einen Theil der ge den Kommunen zukommenden 
Aufgaben dem Staate übertragen. Ferner liegt es doch offenbar im 
Intereſſe des Staates wenn wir möglichſt breite Schichten des Volkes 
u Gunſten ſeiner Wehrkraft zur Beſteuerung beranziehen können. 
Wir ſind weit entfernt, in den hier vorliegenden Anträgen Wahl⸗ 
manöver zu erblicken; aber wir, die wir eine organiſche, ruhige Ent⸗ 
wickelung unſeres Staatslebens auf dieſem Gebiete wünſchen, können 
einer ſo ſporadiſchen und bruchweiſen Art der Steuerreform, wie ſie 
uns vorgeſchlagen wird, nicht zuſtimmen. 0 
bg. Richter: Ich acceptire das Zugeſtändniß v. Rauchhaupts, 
daß die indirekten Steuern die unteren Volksklaſſen am ſtärkſten be⸗ 
drücken, zumal Sie (zur Rechten), als es ſich um ihre Bewilligung han⸗ 
delte, immer nur von dem „ſogenannten“ armen Mann ſprachen. Ihr 
Antrag trifft aber gar nicht die vielen Millionen, die überhaupt keine 
Klaſſenſteuer zahlen; dagegen werden ſie in ganz beſonderer Weiſe von 
den indirekten Steuern betroffen, hinter denen als unerbittlicher Exe⸗ 
kutor der Hunger ſteht. Der Antrag Hammerſtein entlaſtet auch viel⸗ 
fach Leute, die durch die indirekten Steuern gar nicht 10 ſchwer be⸗ 
troffen werden, wie Geſinde, Knechte. während er andererſeits denen 
keine Erleichterung gewährt, auf denen dieſe Belaſtung beſonders ſchwer 
ruht. Der Zusammenhang dieſer Frage mit der Kommunalbeſteuerung 
kann nicht genug betont werden. Die Schwierigkeit der Erhebung, die 
ärte der Exekution bleibt beſtehen, fo lange Sie nicht im Stande 
nd, die unterſte Stufe auch von Kommunalſteuern zu befreien. Viel⸗ 
fach belaſten jetzt die Kommunen die unterſten Stufen mit einem ge⸗ 
ringeren Pro entſatz an Zuſchlag als die höheren Stufen, mit Rückſicht 
auf die Staatsſteuer. Wird nun die Staatsſteuer auf der unterſten 
Stufe aufgehoben und die Kommunen erheben den gleichen Satz von 
ihr als Zuſchlag, wie von allen übrigen Stufen, fo iſt ſie nicht um ein Haar 
beſſer daran. Will man nach unten hin befreien, jo kann man dies nicht in 
dieſer mechaniſchen Weiſe thun ſondern müßte ſich entſchließen, wirklich eine 
beſtimmte Hafe, wie einfache Arbeiter, Tagelöhner, Geſinde zu befreien. 
Von Wahlpolitik will ich nicht ſprechen. Unſere ganze innere Regie⸗ 
5 gspolitik ift ja nur noch Wahlpolitik, die überdies nur Mißerfolge 
XS Aber Mißerfolge aufzuweiſen hat — mir ſprechen vielleicht ein andermal 


Heiterkeit.) Den Sprung von 108 Mark auf 180 Mark in 
egterungsvorlage wird man im ande nicht verſtehen. Warum 
helfen Sie nicht an einer vernünftigen Skala mit, über die wir uns 
vielleicht vor Oſtern noch einigen könnten? Was der Finanzminiſter 

will, weiß ich ſehr gut. Noch immer beſteht fein Geſetzentwurf über 

Reform der direkten Steuern (Widerſpruch des Abg. Rickert) — ich 

habe wenigſtens das Gegentheil nicht gehört — und muß Herrn von 

Meyer Recht geben, wenn derſelbe darin eine ziemlich dilettantiſche 

Arbeit erblickt. Ich weiß alſo ganz genau, was der Finanzminiſter 

will, wenn dieſer nur wüßte, was Er will — nämlich Er groß ge⸗ 

ſchrieben. (Große Heiterkeit.) Er intereſſirt ſich augenblicklich gar 
nicht für die Frage, Er iſt für dieſe Frage gar nicht zu ſprechen — 
das wird offiziell damit ausgedrückt: „Das Staatsminiſterium hat ſich 
noch nicht ſchlüſſig gemacht.“ (Heiterkeit.) Es geht hier mit den 

Entwürfen des Finanzminiſters genau fo, wie feiner Zeit mit den 

Graf Eulenburg'ſchen Selbſtverwaltungs⸗Entwürfen, nur daß der ver⸗ 

ſtorbene Miniſter Eulendurg immer ganz offen ſaate, es ſei ein 

Stein auf ſeinen Geſetzentwurf gewälzt worden, den zu beſeitigen 

ſeine Kraft nicht ausreiche. Ihren (rechts) früher zu Tage ge⸗ 

tretenen Tendenzen würde es entſprechen, wenn das aus den neuen 

Stempelgeſetzen eingekommene Geld zur Entlaſtung des Grundbeſitzes, 

beſonders zur Herabſetzung des Immobilienſtempels verwendet würde. 

Davon iſt indeſſen nicht mehr die Rede, nicht einmal in dem neuen 

Verwendungsgeſetze. Das letztere iſt von den Miniſtern am 16. März 

unterſchrieben. Aber ſchon am 17. hat Fürſt Bismarck wieder etwas 

anz anderes unterſchrieben. (Heiterkeit) In ſeiner Adreſſe an die 

Generalverſammlumg der Agrarier ſpricht er ſich ganz entſchieden für 

Herabſetzung des Kauf, ſowie Reviſion des Pacht⸗ und Miethsſtempels 

aus, nachdem er in dem Entwurfe vom Kos vorher dieſen Punkt ganz 

übergangen hatte. Alſo 188 Millionen, ſehen Sie, reichen jetzt nicht 
mehr. as dem Reichskanzler inzwiſchen noch weiter eingefallen iſt 
und noch künftig einfallen wird, bis wir das Verwendungsgeſetz be⸗ 
rathen haben, wer weiß das? Es iſt überhaupt etwas ſchwierig, über 
ſolche Finanzſachen hier noch ernſthaft zu ſprechen. Der Wahlagitation, 
die der Kanzler in ſenem Schreiben den Agrariern anempfohlen hat, 
bedarf es übrigens gegen uns nicht; wir leihen Ihnen zur Herabſetzung 
des Kaufſtempels gern unſeren Beiſtand. Ueber das Verhältniß dieſes 

Geſetzes zum Eiſenbahngarantiegeſetze, das zwar ſchon unterzeichnet, 

aber noch nicht publizirt iſt, hat ſich ſchon von Benda geäußert. Die 

Praxis hat Überraſchend ſchnell die Werthloſigkeit des ganzen Geſetzes 

erbeigeführt. Nach Ihrer früheren Erklärung, ohne ein ſolches 

. keine Eiſenbahnverſtaatlichung, müſſen Sie nun⸗ 

mehr ſelbſt gegen die Verſtaatlichung ſtimmen, ſoweit Sie es 

noch bei den in Frage ſtehenden Bahnen in der Hand haben. 

Dieſer ganze Vorgang wirft ein eigenthümliches Licht auf das Ver⸗ 

halten der Regierung und der konſervativen Parteien, die nur mit 

Unterſtützung der Nationalliberalen eine Maſorität für die Eiſenbahn⸗ 

verſtgatlichung errungen baben. Nach dem ee ee darf 

die Amortiiation aufhören, wenn ſonſt durch erhöhte Ausgaben An⸗ 
leihen nöthig werden. Weder hat man bedacht, daß auch durch An⸗ 
leihen Steuererlaſſe herbeigeführt werden können, noch ſich dagegen ver⸗ 
wahrt, daß die Amortiſation auch dann aufhört, wenn ein Steuererlaß 
nur durch Anleihen bewerkſtelligt wird. Auf die Ausſage des Miniſters, 
der Erlaß ſei eine Ausgabe, keine Mindereinnahme, weil er von der 

Normalziffer in Abzug gebracht wird, auf dieſes Kunſtſtück der Buch⸗ 

führung ſtltzt ſich die ganze Auslegung eines jo hochpolitiſchen finan⸗ 

ziellen Geſetzes, in dem ein großer Theil dieſes Hauſes eine Garantie 
dei ſo unendlich wichtigen Maßregeln erblicken zu können geglaubt hat. 

Durch die Auseinanderſetzungen des Finanzminiſters über unſere gegen⸗ 

wärtige Finanzlage bin ich nicht klüger geworden, als ich ſchon vorher 

war, d. h. ich kann ‚fie wirklich, wie We Ge ift, nicht überſehen. 

Wenn der Finanzminiſter in dieſem Jahre keine Anleihe für das 
liegt das daran, daß man das Extra⸗ 
ordinarium auseinandergetrennt hat und ein Stück, das im vorigen 
Jahr im Etat ſtand, nun in einer Nummer der Druckſachen ſteht, 
nämlich es ſteht das Extraordinarium zu allen größeren Eiſenbahn⸗ 


Extraordinarium macht, Io 


treffenden beeinträchtigt würde 


; 2. 
bauten, was im SC Jahre noch mit einem erheblichen Betrag von 
mindeſtens ſechs Millionen mehr im Etat ſtand, tenen an im 
Anleihegeſetz. Was es mit dem Ueberſchuß von 28 Millionen out Ho 
bat, das ſehen Sie daraus, daß er nicht ein natürliches Produkt der 


Finanzlage iſt, daß er eben jetzt ſehlt. Bei meiner Interpellation nach 


dem Ueberſchuß wußte ich ſehr wohl, daß kein Ueberſchuß da war, 
und daß der Finanzminifter nicht mit der Sprache heraus wollte, habe 
ich ihm gar nicht ſo übel genommen, wie es damals äußerlich 
ſchien. Hätte er wirklich einen Ueberſchuß gehabt, dann hätte er gar 
nicht erſt die Interpellation abgewartet. Wenn dieſes Jahr mit 
28 Millionen bilanzirt, ſo kann doch das nächſte Jahr wieder 
nur durch eine Anleihe bilanzirt werden, weil das laufende Jahr nicht 
dieſe 28 Millionen ergiebt. Zu dieſen Reſultaten komme ich im 
Anſchluß an die Eröffnungen des Finanzminiſters. Er verwechſelt 
auch noch offenbar Produktivität zu allgemein wirthſchaftlichen 
Zwecken und finanzielle Produktivität; er hebt die produktiven Ein⸗ 
nahmen der Strombauten hervor, ja vom volkswirthſchaftlichen Stand⸗ 
punkt, aber finanziell bringen ſie keine größeren Einnahmen, denn, was 
an Gebühren und Gefällen da erhoben wird, kommt hier doch nicht in 
Betracht. Ich kann die Finanzlage nicht überſehen und glaube, auch 
ein Finan miniſter, der eine größere Reige von Jahren die ganze 
Finanzverwaltung geführt und alle dieſe Konjunktuxen längere Zeit 
raktiſch durchgemacht hätte, würde kein ſicheres Urtheil über die 
Finanzverwaltung zu fällen im Stande ſein. In einem Noment, wo 
der Rahmen der Staatsverwaltung durch die Verſtaatlichung derart 
erweitert wird, iſt ein ſich rer Schluß auf die Finanzlage unmöglich, 
ebenſowenig in einem Uebergangsjahr, wo noch ſo große Eiſenbahn⸗ 
komplexe auf den Staat zu übernehmen ſind. Thatſächlich ſchließen 
wir den Etat nicht ab, denn wenn wir wieder zuſammen kommen, tritt 
der Nachtragsetat der Eiſenbahnen an uns heran, deren Verſtaatlichung 
erſt jetzt beſchloſſen it, und ein zweiter Nachtragsetat ſteht noch aus 
für diejenigen Bahnen, deren Verſtaatlichung erſt die erſte Leſung 
paſſirt hat. Ob bei den neu verſtaatlichten Eiſenhahnen Ueberſchüſſe 
oder Defizits zu erwarten ſind, weiß ich nicht. Was heißt das alſo 
überhaupt in dieſem Augenblick über ſechs Millionen zu entſcheiden, 
wo nicht einmal alle Ziffern des laufenden Etats klar vorliegen und 
der Etat noch gar nicht abgeſchloſſen iſt? Vom Standpunkt der 
Finan lage iſt ein ſicheres Urtheil in dieſem Augenblick überhaupt nicht 
abzugeben. Auch wir halten den Grundſatz für richtig, daß man einer 
Regierung nicht mehr Steuern bewilligen ſoll, als ſie verlangt. Das 
gilt noch ganz beſonders von der gegenwärtigen Regierung. Selbſt 
Herr Stengel meinte geftern, daß ihm die Regierung alle ſoliden 
Grundſätze zu verlaſſen ſcheine. Erhält fie dieſe 6 Millionen, jo wer⸗ 
den dieſe ſie auch nicht ſolider machen. Mögen manche neue Ausga⸗ 
ben zweckmäßig ſein, aber weder die Regierung noch die gegenwärtige 
Zuſammenſetzung des Hauſes bürgen uns dafür, daß die 6 Millionen 
gerade für ſolche Ausgaben verwendet werden. Bei der gegen wärtigen 
Fnanzverwaltung ſoll man fo wenig Geld als möglich bewilligen. 
Ueberall, namentlich auch beim Steuerzahler, wird das Geld beſſer 
aufgehoben ſein als bei dem gegenwärtigen Finanzminiſter. Auch aus 
dieſem beſonderen Grunde des Mißtrauens bin ich noch für den Steuer⸗ 
erlaß. (Bravo links, Ziſchen rechts) 

Finanzminiſter Bitter: Wenn der Abg. Richter erklärt hat, 
daß er die Fmanzlage nicht beurtheilen könne, ſo iſt das ſeine Sache. 
Ich habe in der Budgetkommiſſion nach meinem fl Zahlen 
in dem gewünſchten Maße mitgetheilt und zu feder Poſition Erläu⸗ 
terungen, jo weit dieſelben verlangt wurden, gegeben. Bezüglich der 
Stempelgeſetzgebung habe ich bei der erſten Vorlegung des Etats er⸗ 
klärt, daß das alte Stempelgeſetz von 1822 einer Reviſion dringend 
bedürftig ſei. Es iſt das eine ſchwierige, zeitraubende Arbeit, die 
jedoch gegenwärtig bis zu einem gewiſſen Abſchluß gelangt iſt. Ich 
werde die Vorlage jedoch nicht als Novelle, ſondern als neues Geſetz 
Kichen Es ſoll daſſelbe ſobald als möglich dem Landtage vorge⸗ 
egt werden. 3 : 

Abg. v. Wedell-Piesdorf: Die Frage des Gteuererlafjes 
kann nicht iſolirt beurtheilt werden, wie dies geſtern die prinzipiellen 
Gegner deſſelben gethan haben. Er iſt ein Glied in der Kette der 
Steuerreform in Preußen und im Reiche und zwar ein nothwendiges. 
Wenn ich die preußiſchen Verhältniſſe allein betrachte, dann allerdings 
müßte ich mich babe den Erlaß ausſprechen. Wenn ich aber das ganze 
Reich im Auge habe und erwäge, daß die ungedeckten Bedürfniſſe einen 
fo großen Umfang erreicht haben, daß die hier in Nede ftebenden ſechs 
Millionen dagegen nur ein Tropfen ſind, ſo muß ich demſelben zu⸗ 
ſtimmen. In dem Verwendungsgeſetz wird ein Erlaß an direkten 
Steuern in dem Maße verſprochen, als die indirekten zunehmen. Wir 
ſind an dieſes Verſprechen ebenſo gebunden, wie die Regierung, und 
haben es einzulöſen, wenn es nur irgend möglich iſt. Dieſe Möglichkeit 
knüpft ſich an die Beantwortung der Fragen, ob durch den Erlaß die 
ſteuerlichen Verhältniſſe verbeſſert werden und ob die Mittel einen 
ſolchen geſtatten. Der durch das Verwendungsgeſetz vorgeſchriebene 
Modus führt eine Beſſerung nicht herbei. In den Motiven zu dem 
neuen Verwendungsgeſetz iſt klar dargelegt, daß dieſer Modus unge⸗ 
nügend iſt. Er iſt für mich ſchon deshalb unannehmbar. weil der Ab⸗ 
ſtand zwiſchen der fünften und ſechſten Stufe ein ſo unverhältnißmäßig 
großer iſt. Während gewiſſe höhere Einkommen einen erheblichen Erlaß 
erhalten, bekommen die unteren nur einen minimalen. Ich habe nun 
nach einem beſſeren Modus geſucht, da es mir aber nicht gelungen iſt, 
einen günſtigeren als den vom Abg. Hammerſtein vorgeſchlagenen zu 
finden, habe ich mich dem Antrag des Letzteren angeſchloſſen, wiewohl 
ich nicht glaube, daß durch denſelben etwas Vollkommenes geſchaffen 
wird. Dieſes Ziel kann nur durch eine organiſche Reform erreicht 
werden. Wir ſind uns vollkommen bewußt, daß jener Antrag nur 
proviſoriſch einen beſſeren Zuſtand herſtellen wird; auch wir 
wünſchen nicht, daß derſelbe auf die Dauer beibehalten werden 
ſoll. Aber eine Beſſerung wird doch eintreten, weil er eine ge 
wiſſe Erleichterung gewährt. Windthorſt's Einwand, daß durch 
die Weglaſſung der unter nen Stufe auch das Wahlrecht der Ze 
8 N 1 iſt nicht durchſchlagend. Wenn 
man einmal die Steuerſätze herabſetzt, jo wird dadurch das Wahlrecht 
im Allgemeinen mehr tangirt, als wenn man die unterſte Stufe be⸗ 
ſeitigt. Auch die Bemerkung, daß dadurch das Intereſſe der niederen 
Klaſſen am Staate ſchwinden würde, halte ich nicht für richtig, denn 
ich glaube nicht, daß durch das Steuerzahlen die Liebe zum Vaterlande 
enährt wird. Wenn nun geſagt wird, es ſei nicht mehr möglich, den 
Antrag Hammerſtein zum Geſetz zu machen, ohne den Abſchluß der 
Etatsberathung zu verzögern, fo bemerke ich, daß eine Verzögerung 
von einem Tage unſere geſchäftliche Lage wohl noch geſtattet. Was 
nun die uns zu Gebote ſtehenden Mittel betrifft, 10 weiſe ich darauf 
bin, daß der Etat mit einem Ueberſchuß von 9 Millionen abſchließt. 
Nun wird geſagt, dem Erlaſſe ſtehe das Garantiegeſetz entgegen, weil 
durch daſſelbe der Ueberſchuß abſorbirt werde. Man vergißt aber, das 
das Garantiegeſetz zu einer Zeit zu Stande gekommen iſt, als der 
Etat dem Abſchluß nahe war. Wäre es früher perfekt geworden, ſo 
ai man den Etat leicht jo einrichten können, daß kein Defizit her⸗ 
auskäme. 

Abg. Tiedemann: Eine Anzahl von freikonſervativen Partei⸗ 
genoſſen iſt mit der Meinung, daß, wenn die Staatsregierung ſich ent⸗ 
ſchloſſen, auf dem im Lande freudig begrüßten Wege weiter vorzu⸗ 
ſchreiten, wir dem nicht entgegentreten können. Rebus sic stantibus 
laden wir eine größere Verantwortlichkeit auf uns, wenn wir jetzt die 
Vorlage der Regierung ablehnen, als wenn wir derſelben zustimmen. 
Das Geſetz vom Juli 1880 verpflichtet uns feinem Sinne nach, wenn 
auch nicht juriſtiſch, To doch moraliſch, die Erträge der Stempelſteuer 
für einen Steuererlaß zu verwenden. 5 d 

Berichterſtatter von Benda: Die Budgetkommiſſion kann mit 
wahrem Stolze auf den Verlauf der Verh ndlungen blicken. Politiſche, 
taktiſche Cründe mögen für einen Steuererlaß ſprechen, aber wer ſeſt 
hält an den ſoliden Grundſätzen einer Finanzverwaltung, die Preußens 
Stolz ausmacht, der kann einer Vorlage nicht zuſtimmen, die in wei⸗ 
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terer Konſequenz uns dem uferloſen Meer der Finanzpolitik, die das 
Reich eingeſchlagen, und Gefahren zutreiben muß, die den ſittlichen 
Gehalt unſeres Volkes bedrohen. Sind Sie dem Antrage der Budget⸗ 
kommiſſion zuzuſtimmen nicht im Stande, ſo verhüllt dieſelbe ſchwei⸗ 
"ag ihr Antlitz in der Hoffnung auf eine beſſere Zukunft, aber Ihr 
Beſchluß würde dann einen Bruch mit den beſten Ueberlieferungen 
unjerer Finanzpolitik bedeuten. (Beifall bei den Nationalliberalen und 
Freikonſervativen.) 5 
Es entſpinnt ſich eine längere Debatte, ob es überhaupt zuläſſig 
ſei, über den Antrag Hammerſtein ſchon jetzt abzuſtimmen. Derſelbe 
beruhe auf einem Geſetze, welches vom Hauſe noch nicht berathen, viel 
weniger beſchloſſen ſei. a N 
ie Abgg. v. Bennigſen, v. Zedlitz, Rickert und Rich 


ter führen aus, daß die Einſtellung des Antrages Hammerſtein in 


den Etat die asus eines Geſetzes, nämlich des Verwendungsge⸗ 
ſetzes vom 16. Juli 1880, bedeuten würde. Ein ſolches Verfahren ſei 
unzuläſſig, weil dadurch das Recht des Herrenhauſes bei der Aenderung 
dieſes Geſetzes mitzuwirken, paralyſirt würde. Eigentlich hätte der 
Antrag gar nicht zur Debatte zugelaſſen werden dürfen. 

Die Abgg. v. Hammerſtein, v. Rauchhaupt und Windt⸗ 
horſt ſind dagegen der Anſicht, daß es vollkommen zuläſſig ſei, über 
den Antrag ſchon jetzt abzuſtimmen, weil ja der Beſchluß über das Ges 
ſetz, auf welchem der Antrag beruhe, noch erfolgen könne, ehe das Her⸗ 
renhaus den Etat erhalte. Se 

Abg. v. Bennigſen provozirt direkt das Urtheil der anweſen⸗ 
den Miniſter Bitter und v. Puttkamer, ob fie einen ſolchen Eingriff 
in das Mitwirkungsrecht des Herrenhauſes für zuläſſig hielten. Er 
hebt ausdrücklich hervor, daß die Konſequenz des heutigen Vorgehens 
fein würde, daß z. B. das Abg ordnetenhaus unliebfame Steuern eins 
fach dadurch aus der Welt ſchaffte, daß es einen Minderbetrag bei den 
Einnahmen einſtellte, wodurch ſowohl die Regierung wie das Herren⸗ 
haus vinkulirt würde. ; 

Miniſter Bitter erklärt, daß er ſeinerſeits auch die Abſtimmung 
über den Antrag Hammerſtein für unzuläſſig hielte, ehe nicht das 
von Sn Abgeordneten vorgelegte Geſetz zur Berathung gekom⸗ 
men wäre. 

Das Haus beſchließt mit 163 Feb 159 Stimmen, daß der An⸗ 
trag Hammerſtein jetzt nicht zur Abſtimmung kommen ſoll. Für die 
Zuſäſſigkeit ſtimmen die Konſervativen und das Zentrum, gegen die⸗ 
ſelbe die Fortſchrittspartei, die Sezeſſion, die Nationalliberalen, die 
Freikonſervativen, die Miniſter v. Puttkamer und Bitter, ferner die 
Abgg. Achenbach und v. Tiedemann 

Darauf kommt das Haus zur Abſtimmung über die Etatspoſitio⸗ 
nen. Der von der Regierung vorgeſchlagene Steuer- 
erlaß wird mit großer Mehrheit genehmigt. 

Gegen denſelben ſtimmen die Nationalliberalen, die Freikonſerva⸗ 
tiven und ein Theil der Konfervativen, darunter die Abgg. v. Rauch⸗ 
haupt, v. Wedell (Piesdorf), v. Liebermann, v. Ham⸗ 
merſtein, v. Kröcher, Stroſſer, Krah, v. Buſſe, 
v. d. Reck, v. Holtz und v. Meyer ⸗ Arnswalde. 

Die von der Budgetkommiſſion vorgeſchlagene Roſolution wird 
ebenfalls mit großer Mehrheit angenommen. Damit iſt der Etat der 
direkten Steuern und der Etat überhaupt erledigt. 

Das Etatsgeſetz wird ohne Debatte genehmigt. Der Etat balan⸗ 
eirt mit 934 589,917 M. in Einnahme und 90169 1,888 M. in ordent⸗ 
licher und 32,898,029 M. in außerordentlicher Ausgabe. 

Es folgt die zweite Berathung der Geſetzentwürſe betreffend die 
Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten und betreffend die Aenderung des Pen⸗ 
ſionsgeſetzes. Hierzu lag bekanntlich in der erſten Leſung ein 
Antrag des Abg. Virchow vor, welcher es als einen Verſtoß gegen die 
Verfaſſung bezeichnet, daß dieſes Geſetz, welches ein Finan geſetz "e, 
zuerſt dem Herrenhauſe vorgelegt worden iſt. Die Kommiſſion, welche 
zur Vorberathung dieſer n eingeſetzt wolden iſt, hat Ueber⸗ 
gang zur Tagesordnung beſchloſſen. 

o tz vor: 
as Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

In Erwägung, daß a) das Geſetz, bekkefſend die 
Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten aks ein im Artikel 
100 der Verfaſſungsurkunde bezeichnetes die 
Erhebung von Steuern anordnendes Geſetz, d) das 
Geſetz, betreffend die Abänderung des Penſions⸗ 
dée vom 27. März 1872 wegen der beträd 

ichen und dauernden Belaſtung des Staatshar 
haltsetats, als Finanzgeſetze im Sinne des 8 
der Verfaſſungsurkunde zu erachten und daß f 
mit die erfolgte Vorlage beider Geſetze an d 
Herrenhaus gegen Artikel 62 der Verfaſſung 
Aekdaß nach ber Gl tung der königlichen S 

aß nach der Erklärung der königlichen Stgatsregierung die Vor⸗ 
lagen beider Geſetze an das Herrenhaus nur in Rent Wunsche 
Herrenhauſe das erforderliche geſetzgeberiſche Material zu unterbreiten, 
nicht aber in der Abſicht, in die verfaſſungsmäßigen Privilegien des 
Abgeordnetenhauſes einzugreifen, erfolgt, und ausdrücklich anerkannt 
iſt, daß der vorliegende Fall als präfudiziell für die definitive Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, welche Geſetze als Finanzgeſetze im Sinne des 
Artikels 62 der Verfaſſung zu erachten, nicht angeſehen werden ſoll, 
daß die ſchleunigſte Erledigung beider Geſetzentwürfe im Intereſſe 
ſämmtlicher Betheiligten geboten iſt, 

, beſchließt das Haus der Abgeordneten: 1. unter ausdrücklicher 
Wahrung der ihm durch Artikel 62 der Verfaſſung zugeſicherten Rechte 
in die zweite Berathung der beiden Geſetzentwürfe einzutreten, 2. durch 
dieſen Beſchluß den Antrag des Abgeordneten Dr. Virchow für er⸗ 
ledig zu Se OR 6 8 

ie Abg. Dr. Oetker und Köhler beantragen den erſten 
séid. dieſes Antrages zu ſtreichen. R N e 

Abg. Klotz: Im Gegenſatz zu der Kommiſſion müſſe er beide 
Geſetze als Finanzgeſetze im Sinne des § 62 der Verfaſſung anſehen, 
denn dieſelben haben eine erhebliche dauernde Einwirkung auf den 
Etat, da ſie ihn dauernd nach der Berechnung des Finanzminiſters mit 
9 bis 10 Millionen belaften. Auch ſeien fie gewiſſermaßen als Steuer⸗ 
geſetze aufzufaſſen, da ſie den Beamten beſtimmte Beiträge auferlegten 
und der Staatslaſſe Einnahmen zuführten. Er zweifle dat daß die 
Regierung bona fide gehandelt habe, als fie die Geſetze zuerſt dem 
Herrenhauſe vorlegte, halte es aber doch für nöthig, das verfaſſungs⸗ 
mäßige Recht des Abgeordnetenhauſes zu wahren und bitte daher 
ſeinen Antrag anzunehmen. 

Abg. Köhler: Die Wahrung der verfaſſungsmäßigen Rechte 
des Hauſes liege ihm nicht minder am Herzen als dem Abgeordneten 
Klotz. Da es nun, wie es ſich gezeigt, ſehr ſchwer ſei, zu entſcheiden. 
was ein Finanzgeſetz fei, fo laſſe er die Frage in dieſem Falle unent⸗ 
ſchieden, und bitte den Antrag Klotz mit der von ihm beantragten 
Aenderung anzunehmen, da damit in genügender Weiſe die Rechte des 
Hauſes gewahrt würden. . 

Abg. Klotz erklärt ſich mit dem Amendement Oetker⸗Köhler ein⸗ 
verſtanden; der jo geſtaltete Antrag Klotz wird gegen die Stimmen 
der Liberalen abgelehnt, der Antrag der Kommiſſton auf Uebergang zur 
Tagesordnung wird angenommen. 

Es folgt die Spezialdebatte über das Geſetz betreffend die Ab⸗ 
änderung des Penſtonsgeſetzes. Die Hauptbeſtimmungen deſſelben 
find: 1. Die Penſion der Beamten ſoll in Zukunft nicht um a 
jährlich, ſondern um u jährlich ſteigen, fo daß dieſelbe ſchon nach 
40, ſtatt früher nach 50 Jahren den Maximalbetrag von f des 
Stelleneinkommens erreicht; 2. ſollen die Beamten nach vollendeten 


40. Dienſtjahr auch gegen ihren Willen in den Ruheſtand verſetzt 


werden können. 
Abg. Zelle erklärt ſich für Nr. 1, aber gegen Nr. 2. Die neue 
Geſetzgebung habe ſchon die Stellung der Beamten in vielen Punkten 


Jetzt liegt ein Antrag des Abg. 


* en 


ge dE Dän 1 dE aam ech e 
evabgemindert, ſo z. B. die Stellung der Regierungsräthe den Re⸗ 
? Naspräfibenten ae ſo daß es nicht gerathen ſei, in dieſem 
te noch etwas Weiteres zu thun. Außerdem iſt es auch nicht 
gerathen, die älteren Beamten, welche die größere Kai haben, 
aus dem Ame zu entfernen. Wir haben mit den jungen Strebern, 
namentlich auch in der Ausführung der Kulturkampfgeſetze, keine guten 
Erfahrungen gemacht. f o d 

Finanzminiſter Bitter legt das 5 gerade auf die 
Beſtimmungen über die unfreiwillige Penſionirung. Die Regierung 
müſſe die Vollmacht haben, unfähige altersſchwache Beamte, die den 
Verwaltungs dienſt nur hinderten, zu beſeitigen. { 5 

Die Kommiſſion hat eine neue Beſtimmung eingefügt, daß bei 
nicht richterlichen Beamten, welche das 65. Lebensjahr vollendet haben. 
zur Penſionirung die Dienſtunfähigkeit nicht nachgewieſen zu werden 
braucht. Vom A Windtho rſt liegt ein Antrag vor, die Worte 
„nicht richterlichen“ zu ſtreichen. Finanzminiſter Bitter erklärt Dä 
damit einverſtanden, ebenſo der Abg. v. Seyde witz. 

Das Haus verwirft den Antrag Zelle, nimmt dagegen den von 
Windthorſt an und genehmigt mit Seier Modifikation das Gef tz nach 
den SE der Kommiſſion. ? 

Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr (dritte Leſung des Etats). 


Briefe und Zeitungsberichte. 

O. Berlin, 24. März. Die heutige Verhandlung im 
Abgeordnetenhauſe über den Steuer ⸗Erlaß war in jeder 
Beziehung charakteriſtiſch für die Auflöfung, in welcher Dä alle 
Begriffe von ſachgemäßer Behandlung der politiſchen Aufgaben 
und bie parlamentariſchen Vorausſetzungen einer ſolchen befinden. 
Den Verſuch, nachzuweiſen, daß das Geld für den Erlaß vor⸗ 
handen ſei, machte überhaupt Niemand; im Gegentheil, es 
beſtan eine Art ironiſch⸗fröhlichen Einverſtändniſſes darüber, daß 
es nicht vorhanden iſt, etwa wie in einer vergnügten Geſellſchaft, 
die den Wirth die Zeche „anſchreiben“ zu laſſen gedenkt, ohne 
ſehr beſtimmte Abſicht, ſpäter zu bezahlen. Es war ja auch un⸗ 
leugbar, daß, wenn die Steuer⸗Ermäßigung beſchloſſen wurde, 
die Schuldentilgung gemäß dem beſchloſſenen, aber nur noch 
nicht publizirten Geſetze über die finanziellen Garantien der 
Eiſenbahn⸗ Verſtaatlichung für das bevorſtehende Etatsjahr un⸗ 
möglich wurde. Die Parteien des Hauſes, welche trotzdem für 
den Erlaß eintraten, hatten immerhin wenigſtens den faden⸗ 
ſcheinigen Vorwand, den immer einer ihrer Redner 
nach dem andern vorbrachte: daß ein Parlament nicht 
der Regierung Steuern aufdrängen könne, welche dieſe 
nicht erheben wolle; keiner der Herren ſah aus, als ob er 
von dieſem Grundſatz, reſp. von der Berechtigung, ihn in der 
gegenwärtigen Situation geltend zu machen, ſehr durchdrungen 
geweſen wäre; aber die Haltung der ſo argumentirenden Par⸗ 
teien war doch noch impoſant im Vergleich mit derjenigen der 
Regierung, die ſagen ſollte, warum ſie die ihr ſo nothwendigen 
6 Millionen durchaus nicht behalten will, und die mit dieſer 
Aufgabe, halsbrechend ſelbſt für einen mit der zu Grunde liegen⸗ 
den Taktik einverſtandenen und ſehr geſchickten Redner, Herrn 
Bitter beauftragt hatte, von dem Jedermann weiß, daß er dem 
Erlaß im Staateminifterium widerſprochen hat, und über Dellen 
oratoriſche Geſchicklichkeit nichts mehr geſagt zu werden braucht. 


Ee war ein niederdrückendes Schauspiel; das Beſchämendſte aber 


war wohl, daß und wie abermals Herr Windthorſt und das 
Zentrum ihr car tel est notre plaisir als entſcheidendes Gewicht 
in die Wagſchale warfen, offenkundig aus irgend einer — im 
Speziellen allerdings noch nichtenträthſelten — Berechnung, welche mit 
finanziellen Erwägungen ſchlechterdings nichts zu ſchaffen hat. 
Es war ſehr bezeichnend, daß der Finanzpolitiker der Partei, 
Herr von Hüne, und die drei anderen Vertreter derſelben in 
er Budgetkommiſſion heute während der ganzen Diskuſſion ſich 
m Haufe nicht blicken ließen. In der That iſt kaum jemals 
die Vertretung einer Partei in einem Ausſchuß von dieſer ſo 
eklatant im Plenum desavouirt worden, wie es den Herren von 
Hüne und Genoſſen geſchehen iſt. Als Erklärung dafür iſt die 
Phraſe von der Unmöglichkeit der Bewilligung von der Regie⸗ 
rung nicht verlangter Steuern natürlich von Niemandem ernſt 
genommen worden, denn ſo weiſe iſt das Zentrum doch auch 
ſchon vor drei Tagen geweſen, als es ſeine Repräſentanten in 
der Kommiſſion gege den Erlaß ſtimmen ließ. Es iſt unzwei⸗ 
felhaft etwas hinter den Kuliſſen vorgegangen, was die totale 


Frontveränderung veranlaßt hat; die Konjekturen darüber 
ziehen die kirchenpolitiſche Lage, die geſtrige entgegen⸗ 
kommende Erklärung der Regierung in der Unter⸗ 


richts Kommiſſion betreffs der Krefelder Simultanſchulen ꝛc. 
zur Erklärung herbei, doch find das eben nur Vermuthungen. Bei 
weitem intereſſanter, als die materielle Verhandlung ſelbſt, war 
übrigens die lange und ſehr animirte Diskuſſion über die Frage⸗ 
ſtellung, in der Herr v. Bennigſen erſt die ſonſt ſo eiferſüchtig 
über der Prärogative der Krone und des Herrenhauſes wachende 
Rechte und die Regierung, welche den Erlaß vom 4. Januar zu 
vertreten hat, darauf aufmerkſam machen mußte, daß der konſer⸗ 
vative Präſident durch die Zulaſſung einer Abſtimmung über 
den konſervativen Antrag Hammerſtein im Begriff war, dem 
Abgeordnetenhauſe — das unbeſchränkte Einnahmebewilligungs⸗ 
recht beizulegen. Herr Bitter ermannte ſich «uf direkte Provo⸗ 
kation Bennigſen's, dem zu widerſprechen, auch wirklich nach 
einigem Zögern hierzu, erhob ſich dann, um mit den Liberalen 
und Freikonſervativen gegen die Zuläſſigkeit einer ſolchen Ab⸗ 
ſtimmung zu votiren, ſetzte ſich, dem Anſchein nach durch das 
Sitzenbleiben der ſonſt jo getreuen Konſervariven irre gemacht, 
wieder nieder und erhob ſich, da er Herrn v. Puttkamer neben 
ſich ſtramm daſtehen ſah, abermals! Es war ein unglaublicher 
Anblick. 


Telegraphiſche Nachrichten. 
Die Feier des kaiſerlichen Geburtstags. 
London, 24. März. Bei dem geſtrigen Jahresfeſte der 
Geſellſchaft zur Unterſtützung nothleidender Ausländer unter dem 
Vorſitze des beier Botſchafters, Grafen Münſter, beglück⸗ 
wünſchte Kardinal Manning bei Ausbringung eines Toaſtes auf 
die fremden Souveräne, welche Protektoren der Geſellſchaft ſind, 


A 
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den Grafen Münſter in den herzlichſten Ausdrücken anläßlich des 
Geburtstages des deutſchen Kaiſers. 

Petersburg, 24. März. Der geſtrigen Feſtlichkeit bei 
dem deutſchen Botſchafter wohnten der Staatsſekretär Giers mit 
ſeiner Gemahlin, ſowie alle Chefs der hieſigen Botſchaften und 
Geſandtſchaften mit ihren Gemahlinnen und die Mitglieder der 
deutſchen Botſchaft — im Ganzen gegen 40 Perſonen — bei. 
Der Botſchafter von Schweinitz brachte den erſten Toaſt auf den 
Kaiſer Alexander III. aus, welchen Staatsſekretär Giers mit 
einem Toaſt auf den Kaiſer Wilhelm erwiderte. Der Botſchafter 
von Schweinitz trank ſodann auf das Wohl der Souveräne und 
Staatsoberhäupter, deren Vertreter die feſtliche Feier mit ihrer 
Gegenwart beehrten, der italieniſche Botſchafter Ritter Nigra 
ſchloß mit einem Toaſt auf den Doyen des hieſigen diploma⸗ 
tiſchen Korps, Botſchafter von Schweinitz und deſſen Gemahlin. 
Die Feſtgäſte blieben bis zur ſpäten Abendſtunde in der deutſchen 
Botſchaft vereint. — Wie verlautet, wurde vom Kaiſer ſchon 
am Morgen des Geburtstags des Kaiſers Wilhelm, als die 
Offiziere der in Gatſchina zur Beſichtigung eingerückten Garde⸗ 
regimenter zum Frühſtück im Palais verſammelt waren, in ſehr 
warmen Worten ein Hoch auf den Kaiſer Wilhelm ausgebracht. 
Das Hoch wurde von den Offizieren mit enthuſtaſtiſchem Hurrah⸗ 
rufe aufgenommen. 

Belgrad, 23. März. Der Geburtstag Sr. Majeſtät des 
deutſchen Kaiſers wurde von Mitgliedern der hieſigen evangeliſchen 
Gemeinde mit einem Feſtbankett begangen, welchem der deutſche 
Miniſterreſident Graf Bray beiwohnte. Der Paſtor Dr. Hauſer 
brachte den Toaſt auf den Kaiſer aus, in welchen die Theil⸗ 
nehmer enthuſiaſtiſch einſtimmten. 


München, 24. März. Heute früh brach im hieſigen 
Aquarium eine Feuersbrunſt aus, welche einen Theil des inneren 
Gebäudes zerſtörte; eine große Anzahl von Thieren, darunter 
beſonders Vögel und Affen, ſind dabei umgekommen. 

Karlsruhe, 24. März. Bei der heutigen Berathung des 
Eiſenbahnetats durch die zweite Kammer wurde von dem Abg. 
Edelmann (ultramontan) und Genoſſen zu dem Etatstitel 
„Remunerationen“ beantragt, daß die Remunerationen, mit 
Ausſchluß der höheren Beamten, nur an die Beamten mit einem 
Gehalt unter 2900 Mk. vertheilt werden ſollen. Der Finanz⸗ 
miniſter Elſtätter bezeichnete die etwaige Annahme dieſes An⸗ 
trags als ein Mißtrauensvotum; gleichwohl wurde der Antrag 
von der Kammer angenommen. , 

Karlsruhe, 24. März. Die Eiſenbahnkommiſſion der 
zweiten Kammer beſchloß mit 13 gegen 2 Stimmen, der Kammer 
die Ablehnung des Geſetzentwurfs über den Bau der Höllenthal⸗ 
bahn anzuempfehlen. E 

Darmſtadt, 24. März. Die landwirthſchaftliche Zentral- 
ſtelle hat ſich mit 10 gegen 5 Stimmen gegen das Tabaks⸗ 
monopol ausgeſprochen. a 

Bunzlau, 24. März. Bei der Erſatzwahl eines Reichs⸗ 
tagsabgeordneten für den 4. Liegnitzer Wahlkreis wurde nach 
amtlicher Feſtſtellung Fabri beſitzer Richter in Mühlrädlitz (Fort⸗ 
ſchritt) mit 5588 von 11,066 abgegebenen Stimmen gewählt. 

Wien, 24. März. Nach dem „Fremdenblatt“ wird in 
Abgeordnetenkreiſen angenommen, daß der Zuſammentritt der 
Delegationen in der Zeit zwiſchen dem 15. und 17. k. M. er⸗ 
folgen werde. Aus militäriſchen Kreiſen verlaute, daß zur Auf⸗ 
rechterhaltung des Kriegsſtandes bis zum Monat Auguſt, von 
wo an die Abrüſtung zu erhoffen ſei, höchſtens 6 Millionen, und 
bis zum Jahresſchluſſe weitere 3 Millionen erforderlich ſein wür⸗ 
den. Eine gleiche Summe werde für die Erhöhung der Okkupa⸗ 
tionskoſten in der nächſten Zeit angenommen. Die Befeſtigungen 
in der Herzegowina dürften etwa 500,000 Fl., welche in das 
Budget für Bosnien einzuſtellen ſein würden, und die Kaſernen⸗ 
bauten und Befeſtigungen in Süddalmatien etwa 1 Million in 
Anſpruch nehmen. 

Wien, 24. März. Wegen Schneeverwehung und Lawinen⸗ 
ſturzes iſt der Eiſenbahnverkehr am Brenner auf der Strecke 
Steinach ⸗Sterzing eingeſtellt worden. Die Unterbrechung dürfte 
einige Tage dauern. — Die „Politiſche Korreſpondenz“ meldet: 
Die im Reichsfinanzminiſterium tagende Juſtizkommiſſion wird 
in den nächſten Tagen ihre Berathungen über die Zivilprozeß⸗ 
ordnung für Bosnien und die Herzegowina abſchließen. Die 
neue durch eine Inſtruktion ergänzte Zivilprozeßordnung wird 
ein auf Mündlichkeit und ziemlich weitgehende Inappellabilität 
baſirtes, von Formalitäten thunlichſt freies, möglichſt raſches 
und koſtenloſes Verfahren einführen. An den Kommiſſions⸗ 
berathungen nehmen außer hervorragenden Rechtsgelehrten 
beider Reichshälften auch mehrere Beamte und Richter 
aus Bosnien, darunter der Kadi des Gerichtshofes zu Sera⸗ 
jewo, Theil. 

Wien, 23. März. [Offiziell] Am 20. d. Nach⸗ 
mittags fand füböftlih von Korito ein Gefecht gegen 60 In⸗ 
ſurgenten ſtatt, letztere wurden in einen Hinterhalt bei Svorcani 
gelockt, verloren 15 Todte und Verwundete und flohen zurück 
gegen die Grenze. Unſere Truppen hatten keinen Verluſt. Am 
21. d. wurde bei Gelegenheit einer Streifung eine Kompagnie 
durch 130 Inſurgenten angegriffen; die Inſurgenten wurden, 
nachdem eine zweite Kompagnie in die Gefechte bei Bogovokorito 
und bei Krſtacidol mit eingegriffen hatte, unter Verluſt einiger 
Todten und Verwundeten zurückgeworfen. Auch hierbei hatten 
unſere Truppen keinen Verluſt. Die am 19., 20. und 21. d. 
über Korito, Mekagruda, Rioca, Bjelani, Krſtae vorgenommenen 
Streifungen waren ohne Erfolg. 

Trieſt, 24. März. Heute Mittag 12 Uhr iſt der Betrieb 
auf dem unterſeeiſchen Kabel Trieſt⸗Korfu eröffnet worden. 

Paris, 24. März. Der „Agence Havas“ wird aus Lon⸗ 
don gemeldet, England und Frankreich hätten den Mächten die 
identiſchen Inſtruktionen mitgetheilt, welche ſie ihren Vertretern 
in Egypten behufs Verbeſſerung des von der Notabelnkammer 
jüngſt votirten Finanzgeſetzes ertheilten. 


London, 24. März. [Unterhaus] Unterſtaats⸗ 


feire.är Dilke erklärte auf eine Anfrage Leamp's, die Negierung 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika Jet dahin vorſtell 
geworden, daß die nordamerikaniſchen Bürger, die auf G. 
der iriſchen Zwangsakte gefangen geſetzt worden ſeien, entn 
vor Gericht geftellt oder freigelaſſen würden, die Regierun 
mit der Erwägung dieſer Vorſtellung gegenwärtig beſchäftigt. 
Von dem Deputirten Ritchee wurde die Ernennung eines Aus⸗ 
ſchuſſes beantragt, der den Einfluß der fremden Zolltarife auf 
den britiſchen Handel und die Möglichkeit, die Hinderniſſe für 
die Entwickelung der britiſchen Induſtrie durch Geſetze zu beſei⸗ 
tigen, unterſuchen ſoll. 

Bukareſt, 24. März. Die Präfekten und Unterpräfekten 
der radikalen Kreisſtädte Uſchitza, Czaczak, Kruſchewac, Ciupria 
und Jagodina ſind durch andere Beamte erſetzt worden. ét 

ſehr 


ewyork, 24. März. Der Dichter Longfellow iſt 
ſchwer erkrankt, man zweifelt an ſeiner Wiedergeneſung. 


Verantwortlicher Redakteur: 5 Her in Poſen. — 
Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 


mt die Redaktion keine Verantwortung. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im März. 
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Hamburg, 24. März. Getreidemarkt. Weizen loco feſt, auf 
Termine ruhig. Roggen loco und auf Termine ruhig. ien 
der Avril Mar 214,00 Br, 213,00 Gp, ver Mal⸗Jum 214,00 Ur. 
213,00 Gd. Roggen per April⸗Mai 154.00 Br., 153,00 er m 

t. öl 


385 
oleum ruhig, 


Kee tr 
„ per März 7,40 Gd., per 


London, 24. März. Getreide markt. (Anfangsbericht.) 


Fremde 500 d. ſeit letztem Montag: Weizen 44,900, Gerſte 7600, x a 


Na ee 
ewyork, 23. März. aarenbericht. Baumwolle in Newnork 
1275, do. in New⸗Orleans 12, Petroleum in Newyork 78 Gd., do. in Phi⸗ 
ladelphia 71 Gd. rohes Petroleum 6%, do. Pipe line Certiſicares 
— D. 82 C. Mehl 5 D. — C. Rother Winterweizen loko 1 D. 414 
do. per aus 1 D. 393 C., bo pr. April 1 D. 40% CO., do. pr. 
Mai 1 D. 405 C. Mais (old mixed) 76 C. Zucker (Fair reflni 
Muscovados) 74. Kaffee (Rio⸗) 93. Schmalz Marke (Wilcox) 11 
do. Fairbanks 114, do. Robe u. Brothers 11. Svech (short clear) 9 
©. e eet gabe 4 18 var 
ewyork, 23. März. Viſible Supply an Weizen 13,400,000 Bus⸗ 
hel, do. do. an Mais 11,800,000 Bushel. PS 
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Yrodukten-Zörfe, Dftober 135 I. — Geünbigt — Stur. — M. Bee — N. Der, per N nen 215 M. bey, per September, 9 | 


M. — Weizenmehl ver 100 Kilogramm d 00 8100 bis 5 95 en niedriger, per 1000 ës loko in 
Berlin, 24. März. Wind: N. Wetter: Raub. en Mark, 0: a es Ge e EE E 5% 275 1575 k bes 2 M., er nn 80 8 Jain ats = 
202— Quali — Roagenmebl intl. x 1 ; kale D bez., per Juli⸗Auguſt — 
des AC Dei. en Sale i a His 245. Be. 2 90 2260 beat, per Wär April 32,45 Soit. fe ver en de 159,5 M. bez. — Gerne alt dern « 
Rex, ver Rem _ Ji per März — M. bez., ger April⸗ April⸗Mai 22,20 — 22,30 bez., Mas Jun 22,1022, 15 bez. per "mm 1000 Kilo loto Brau- 145 bis 160 M., Futter⸗ 127 bis 138 M. - 
Mai 22 [2214 SE 2192197 ge der dire Juli 21,95—22,00 bez., alt Auguß 21,80—21,85 bez. — Marke Mit: ven er ruhig, per 1000 Kilo loko tmländiicher 136—145 M., feiner 
219—2194 bez., per En Ge bez., per Eeptember éis Bärwalde — bez. Gekündigt 500 Ztr. Regulirungspreis 22,60 Mat 150 M. bez., mit Geruch 124 bis 132 M. bez. — Erbfen und Mais 
— 20 bezahlt. — Gek. — Apr. Negulirungspreis —. No g — Delfaat per 1000 Kilo —. Winterraps — . Minterrübten | ohne Hand el. — Winterrübſen wenig verändert, per Sang Kilo 
Kune Kilo loko 158 bis 171 gen nach Gent äer, — Mark. — Ru VA ver m Kiſo loko obne Faß 54,7 M., tofo per . — Mark bez., per m — Mr. bez., per Juni⸗ 
er 164—169 Mark ab Bahn bezah M. mit Faß 55.0 N. er März — M. bez., per März⸗April — Mark, Zi) — M. bez., per ae — M. bez., per SepteinbersDfkober 
80 1255 bez I. „feiner, polniſcher — Mart 105 Hann de bezahlt, bef, Avril Mai 55,1—5 55,5 V Gent Mai⸗Juni 55, 4 85, bezahlt. Juni⸗Juli 9 M. Br. — Ru 100 Sin, loko ohne Faß bei Klei⸗ 
er = bez., ruſfiſcher u. Sr u. Gal. 158— 55,8 Mark, September⸗Oktober 55,8— 55,7 bezahlt. Gekünd. — Zentner. ee 57 M. Vi per he dE M. Br. per April⸗Mai 55,75 
M ab Bah SC = W bezahlt, per März 163 Mark, ver Mus ei Regulirungspreis — Mark. — Sein fl per 100 Kilo Ioto — M. | M. bez. u. Br., per September-Oftober 55,75 N. Br. — Win ter⸗ 
April — rg bezahlt, per era 10241142011 abt E — Petroleum per 100 Kilo Info 24,3 Mark, per März 23,8 [raps per 1000 Kilo loko — M. 5 Spiritus matt, per 4 


„Juni 1594—159—159 H Mark bezahlt, per März⸗April 23,3 Mark, per Apri-Mai 23,2 M., 10,090 Liter⸗pCt. loko ohne Faß Goy ES be able, mit Faß — Mark 
bis e be bez., GE, 1 156 bez, Sender nde 155 1554 | per Mai ⸗ Jun — Sege bezahlt per Sentember-Dtober 24,4 bezahlt.] bezahlt, kurze Lieferung, per März 44,5 7. 

bis ek. — Ztr. Negulirungspreiz — M. — Gerſte per | Gekündigt EA ie „ NMegultirungspreis —.— Mark. — Spiri⸗ 45,5 M. bez., Br. und Gd., per Mai⸗Juni M. Br. und Gd., 
100 d loto 129200 Mark nach Qualität gefordert. — Hafer dus per 2 100 iter loko ohne Faß 44,7 Mark bezahlt, mit Faß — | ver Juni⸗Juli 46,8 M. Br. u. Gd. — Juli Auguſt 47,5 M. Br. u 
per 1000 Kilo Inte 127-172 Mark 2 Qualität gefordert, zulſtſcher [Mark bezahlt, per März — nom., per März ⸗ April — nom., Gd., per Au guſt⸗Se teme: 482 M. bezahlt, per September — N. 
yon er 129 bis 143 M. bezahlt, oft: und weiuveuhticher ] per April⸗Mai 46,5—46,6 bezahlt, per re — a bezahlt, zer | bezahlt. — Angemeloet: Nichts. — Regulizungspreile; Weizen — M., 


42—152 lt. vowenter ckermärker 130 147 1 46,8 Mark bezahlt, per Juni — bezahlt, per Juni⸗ Ro en — M., Rübſen — M., Rüböl 55,75 M., Spiritus 44,5 M. 

SCH GE 8 bis 180 be. f dei, böhmischer Jul 27,849 Soch per. Juli = Augug Da bezahlt, der Auguſt⸗ etroleg m lch 7.85 eent Geet Ate Asa . 
M. bezahlt, f. Le 57—162 M. bez, fein weiß mecklenbur⸗ September 49,5—49, 3— 49,4 bezahlt, per September⸗Oktober 49,2 bis 5 er r 55 September⸗Oktober — M. tranı. bez. Regulirungspreis 
iger — ab Bahn bezahlt Mir — bezahlt, per April⸗Mai 137—136+ 49,1 bez. Geiündigt — Liter. Negulirungspreis — Mark. (Oſtſee⸗Ztg.) 

Ki per Mai⸗Juni 1384 Mark bezahlt, per Juni⸗Juli 140—139% (B. B.⸗Z.) 

Gekündigt — Ztr. Regulirungspreis — Mark — Erbſen ver Stettin, 24. März. [An der Börſe.] Wetter: Bewölkt. 
—— Kilo Kochwagre 160 bis 200 M., Rutterwaare 142 bis 158 Mark. zt 6 Gr. R. Barometer 28,6. Wind: Oft. 
— Mais ver 1000 Kilo loo 140—153 nach Qualität gefordert, Weizen matt, per zu Kilo Into gelber inländiſcher 210 bis 


per Februar — M., Februar⸗März — M., per April⸗Mai 1393 M.] 220 N., weißer 212221 M., geringer 184—198 W. bez., per April⸗ 
bez., Mai⸗Juni 137% bezahlt, ver Juni⸗ Juli 136 M., ver September⸗ | Mai 222— 221 M. ber., ver ai⸗FJuni 220 M. ber. per Juni⸗Juli 


Berlin, 24. März. Der Berichterſtattung war heute ein weſent⸗ der „Pol.⸗Korr.“, deſſen Spitze wieder „gegen Rußland gerichtet ſei und  Phyfiognomie, indeß wurden dieſelben kaum in Verkehr gezogen. Eben⸗ 
lich beſchränkteres Material geboten, als es ſelbſt die geſchäftsarmen | der eine gewiſſe Verſtimmung an der Wiener Börſe hervorgerufen habe. | jo blieben Anlageeffekten ie? ganz geſchäftslos. — Per Ultimo 
vorangegangenen Tage geliefert hatten. Von einer beſtimmt ausge- | Weſentlich neues über die ruſſiſchen Verhältniſſe ſoll der Artikel jedoch [ notiren: Franzoſen 522,50 —520 etw. 521, Lombarden 241—241 f 


Rent ten Tendenz iſt überhaupt kaum zu ſprechen, der allgemeine Kurs⸗ nicht enthalten und es dürfte wohl in der eigenen Dispofition der | Kreditaktien 540547. 54550, 54050 Wiener Bank = Verein 204, 
hat einige Herabſetzungen aufzuweiſen und danach wäre die Ges | Börfen liegen, wenn demſelben eine größere Bedeutung gegeben wurde. | Darmſtädter Bank 155—154,75 bis 155, Diskonto⸗ Kommandit⸗An⸗ 
. als matt zu bezeichnen. Die Neigung, ſich an Ge- | Von Einzelnheiten des Verkehrs ift heute weniger als ſonſt anzuführen, theile 193,25 —193,50—193, Deutſche Bank 151,50—151,50 bis 
ſchäſten zu betheiligen war aber auf allen Gebieten, und insbeſondere | da die Umſätze auf allen Gebieten innerhalb der denkbar engſten Gren⸗ 151,75, Dortmunder Union 92 „40 bis 92,50, Laurabütte 112,10: 
am Spekulationsmarkte dermaßen gering, daß die an ſich auch ganz | zen blieben. N Creditaktien haben einen geringen Rückgang bis 19, 40—112,75. Der Schluß till, ziemlich ſeſt. Privatdiskont | 


aden Kurs veränderungen als aus dem wirklichen Verkehre ber, erfahren und ihnen ſchloſſen ſich im großen und ganzen die meiſten] — pCt. 
vorgegangen nicht anzuſehen find. Man ſprach viel von einem Artikel ] Spekukationswerthe an. — 1 zeigten zwar eine feſtere 
Mäe? „B. I. 120% |105,8 Bank- u. Kredit⸗Aktien. enbahn⸗Stamm-⸗Aktien. 100,25 G Oderſchleſ. v. 1873 4 1100,25 B 
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